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Standortbestimmung nachhaltiger Verkehrspolitik:  
Fort- und Rückschritte zugleich 
 
Eine Analyse zur schweizerischen Raumordnungs- und Verkehrspolitik vor dem 
Hintergrund der Nachhaltigkeit kommt zu zwiespältigen Ergebnissen. Auf der einen 
Seite seien in den neunziger Jahren wichtige Schritte im Sinne einer 
nachhaltigkeitsorientierten Verkehrspolitik unternommen worden, schreiben die 
Autoren der Studie im Informationsheft des Bundesamtes für Raumentwicklung 
(ARE). Die Fortschritte, welche die Förderung des öffentlichen Verkehrs erzielt, 
werde durch das generelle Wachstum des Verkehrs wieder zunichte gemacht. 
Suburbanisierung und die weitere Zersiedelung der Landschaft auf der einen Seite 
sowie die ungenügende Produktivität des öffentlichen Verkehrs auf der anderen 
Seite sind weitere hemmende Fakten hinsichtlich einer nachhaltigeren Mobilität. Die 
Autoren sehen für die künftige Verkehrspolitik drei Hauptstossrichtungen: eine 
umwelt- und gesundheitsschonende Verkehrspolitik, ein effizientes und 
sozialverträgliches Verkehrssystem sowie eine langfristig tragbare Bewirtschaftung 
der Verkehrsinfrastruktur. 
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Am Erdgipfel 1992 in Rio de Janeiro
hat sich der Bundesrat verpflichtet,
die beschlossene «Agenda 21 für eine
nachhaltige Entwicklung» umzuset-
zen. Im Jahre 2002 findet in Johan-
nesburg die Nachfolgekonferenz
Rio+10 statt. Dort sollen alle Länder
über ihre Erfahrungen, das Erreichte
und das noch zu Leistende berichten.
Als Grundlage dafür hat der Interde-
partementale Ausschuss Rio des Bun-
des eine umfassende Standortbe-
stimmung der schweizerischen Nach-
haltigkeitspolitik auf Bundesebene
und Perspektiven für deren Weiter-
entwicklung erarbeiten lassen1. Dazu
unterzogen die Autorinnen und Au-
toren auch die Raumordnungs- und
Verkehrspolitik einer Analyse.

Grundlagen und
methodischer Ansatz
der Studie 

Ausgangspunkt für die Studie sind die
Brundtland-Definition2 und der Grund-
satz, dass gesellschaftliche Entwicklung
sowohl ökologische als auch wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Aspekte be-
rücksichtigen muss (Konzept der drei Di-
mensionen Umwelt, Wirtschaft und Ge-
sellschaft). Bis anhin standen vor allem
Umweltfragen im Brennpunkt der Nach-
haltigkeitsdiskussion. Hier nun werden
neu schwergewichtig Nachhaltigkeits-
fragen zu Wirtschaft und Gesellschaft
aufgearbeitet.

Dabei wird der Versuch unternom-
men, nachhaltige Entwicklung möglichst
klar zu definieren und auf ein ethisches
Fundament abzustützen. Die nachhaltige
Entwicklung wird nicht als harmonisti-
sche Zauberformel verstanden, nach der
die Konflikte zwischen den drei Dimen-

sionen Gesellschaft, Wirtschaft und Um-
welt aufgehoben wären. Sie definiert sich
vielmehr dadurch, wie mit den bestehe-
nen Konflikten umgegangen wird: Kon-
flikte sollen nach Massgabe von Gerech-
tigkeit und von Legitimität, das heisst mo-
ralisch begründbar, nicht aber nach Vor-
rechten oder Ausübung von Macht gelöst
werden.

Methodisch wurde insofern Neuland
betreten, als ein Bewertungskonzept für
Nachhaltigkeitspolitik entwickelt wurde,
das ökologische, ökonomische und ge-
sellschaftliche Aspekte mit «vergleichba-
ren Ellen» bewerten kann. Als Basis für
die Bewertung wurde das Kapitalstock-
modell verwendet, das 1994 bei der
Weltbank entwickelt worden war. Die
drei Kapitalstöcke Umwelt, Wirtschaft
und Gesellschaft wurden mittels 28 Kri-
terien für nachhaltige Entwicklung, ab-
geleitet aus der Agenda 21 und der Bun-
desverfassung, operationalisiert (Tabelle
1). Anhand dieser Kriterien wurde die Po-
litik in 25 Sektoren der Bundespolitik be-
urteilt.

Nachhaltige Entwicklung in der Schweiz

Standortbestimmung und Perspektiven

■ Arbeitsgemeinschaft MAUCH Consul-
ting / INFRAS / Ernst Basler + Partner;

■ Thomas von Stokar, INFRAS, Zürich1

Umwelt (KU)
Umweltqualität und

Natürliche Ressourcen

• Artenvielfalt
• Klima, Ozonschicht
• Emissionen
• Landschaft, Kultur-, Naturraum
• Wasser
• Stoffe, Organismen, Abfälle
• Energie
• Boden, Fläche, Fruchtbarkeit

Wirtschaft (KW)
Wohlstand und

Zukunftsfähigkeit

• BIP pro Kopf
• Qualität und Effizienz der Infra-

struktur und Dienstleistungen
der öffentlichen Hand

• Wertvermehrende Investitions-
quote

• Langfristig tragbare Staats-
verschuldung

• Ressourceneffizienz
• Wettbewerbsfähigkeit
• Qualitatives und quantitatives

Arbeitskräftepotenzial
• Innovationsfähigkeit und

leistungsfähige Forschung
• Ordnungspolitische Rahmen-

bedingungen zum Wohle der
Gesamtwirtschaft

• Wirtschaftliche Entwicklung
des Südens und Ostens 

Gesellschaft (KG)
Human- und Sozialkapital

• Bildung, Lernfähigkeit
• Gesundheit, Wohlbefinden,

Sicherheit
• Freiheit, Unabhängigkeit, 

Individualität, Selbstverantwortung
• Identität, Kultur
• Werthaltung
• Solidarität, Gemeinschaft,

sozialer Zusammenhalt, 
Gerechtigkeit

• Offenheit, Toleranz, Wandlungs-
fähigkeit

• Soziale Sicherheit, Armut
• Rechtssicherheit
• Chancengleichheit, 

Gleichstellung, Partizipation

Tabelle 1: Kriterien zur Definition der drei Kapitalstöcke
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Wie nachhaltig ist die
Schweiz?

Im Verhältnis zu andern reichen, hoch-
industrialisierten Ländern kann sich die
Bilanz der Schweiz sehen lassen. Dies gilt
in wirtschaftlicher, aber weitgehend auch
in sozialer und ökologischer Hinsicht.
Dennoch: Der Entwicklungspfad, auf
dem wir uns befinden, lässt sich nicht auf
die Weltentwicklung übertragen. Pro
Kopf beanspruchen wir beispielsweise
viel zu viel Boden, Energie und andere
natürliche Ressourcen. Die Schweiz hat
den Pfad der nachhaltigen Entwicklung
noch keineswegs konsequent einge-
schlagen, und es bleibt quer durch alle
Politiksektoren Handlungsbedarf. Ent-
sprechend facettenreich gestalten sich
die Empfehlungen. Im Vordergrund ste-
hen unter anderem die sozial- und um-
weltverträgliche Gestaltung der Markt-
liberalisierung, die Vermeidung von Ar-
mutsrisiken, die stärkere Wahrnehmung
der Verantwortung für globale Umwelt-
und Armutsprobleme, ganzheitliche Bil-
dungsreformen, ethische Rahmenbedin-
gungen in der Forschung und der Ge-
sundheitspolitik sowie die politische Öff-
nung und Neugestaltung des Föderalis-
mus. Von besonderem Interesse sind an
dieser Stelle die Schlussfolgerungen zur
Raumordnungs- und Verkehrspolitik.

Raumordnungspolitik:
gute Voraussetzungen,
ungenügende Umset-
zung und zu wenig
Kohärenz

Die Raumordnungspolitik soll für eine
haushälterische Nutzung des Bodens und
eine geordnete Besiedlung des Landes
sorgen, damit der Lebensraum langfristig
erhalten und eine Vielfalt von Nutzungen
sichergestellt wird. Mit ihrer Grundauf-
gabe der Koordinierung und Harmoni-
sierung wirtschaftlicher, ökologischer,
agrarpolitischer und sozialer Anliegen im
Raum bringt die Raumordnungspolitik
zur verstärkten Umsetzung der nachhal-

tigen Entwicklung ausgezeichnete Vor-
aussetzungen mit. Das Instrument der
Raumordnungspolitik nimmt dabei nicht
nur auf ökologische Kriterien (Erhaltung
der Artenvielfalt, des Bodens) starken Ein-
fluss, sondern auch auf wirtschaftliche
(Ressourceneffizienz) und gesellschaftli-
che Nachhaltigkeitskriterien (Gesundheit
und Wohlbefinden, Solidarität, sozialer
Zusammenhalt und Gerechtigkeit).

Unter dem Blickwinkel der nachhalti-
gen Entwicklung können eine Reihe von
Entwicklungen innerhalb der Raumord-
nungspolitik positiv gewürdigt werden:
Ein wichtiger Schritt zur Stärkung des
Nachhaltigkeitsgedankens in der Raum-
ordnungspolitik erfolgte 1996 mit der
Verabschiedung der «Grundzüge». Die
darin dargelegte Neuausrichtung der
Raumordnungspolitik wurde denn auch
explizit auf dem Hintergrund der nach-
haltigen Entwicklung vorgenommen. Auf
instrumenteller Ebene wich die bisherige
Konzentration der Raumordnungspolitik
auf die Aspekte der Bodennutzung einer
zunehmenden Betrachtung funktionaler
Aspekte wie räumliche Vernetzungen, in-
ternationale Einbindungen und Infra-
strukturen. Es wurde erkannt, dass dazu
eine deutliche Stärkung der Querschnitts-
und Koordinationsfunktion der Raumord-
nungspolitik und der Einbezug markt-
wirtschaftlicher Instrumente notwendig

sind. Es sind in den vergangenen Jahren
auch verschiedene Anstrengungen zur
verstärkten Einbindung und Operationa-
lisierung des Nachhaltigkeitsgedankens
vorgenommen worden. Mit der Stärkung
der Kernstädte und Agglomerationen
wurden auch thematisch neue, nachhal-
tigkeitsrelevante Entwicklungen aufge-
griffen, die bislang stark vernachlässigt
worden waren. 

Zur Stärkung der nachhaltigen Ent-
wicklung kann die Raumordnungspolitik
einen wesentlichen Beitrag leisten. Sie
hat sich dabei den folgenden besonders
relevanten Herausforderungen zu stellen:

• Raumordnungspolitik als Nachhal-
tigkeitspolitik: Aufgrund ihrer Aufga-
ben ist die Raumordnungspolitik prä-
destiniert für den Einbezug der nachhal-
tigkeit. Doch fehlt es ihr noch an fachli-
chen und prozeduralen Grundlagen, an
der Koordination sowie an den Ressour-
cen und Kompetenzen, um eine entspre-
chende kohärente Politik einführen und
wirkungsvoll auf eine Umsetzung bei
Bund und Kantonen hinwirken zu kön-
nen. Aufgabenteilungen zwischen Bund
und Kantonen sind eventuell zu über-
denken. Das ARE sollte eine gegenüber
anderen Bundesämtern und den Kanto-
nen gestärkte Position einnehmen. Über
die verschiedenen Sektoralpolitiken und
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politischen Ebenen hinweg sind neue For-
men der Koordinations- und Abwä-
gungsprozesse einzuleiten und vermehr-
te Kohärenz zu schaffen. (vgl. Artikel zur
Richtplanung, Seite 11). Zudem sollte
eine Erweiterung des bisherigen Instru-
mentariums der Raumordnungspolitik
geprüft werden mit dem Ziel, das proak-
tive und steuernde Element der Raum-
ordnungspolitik zu stärken.

• Ressourcenschonende Raum- und
Siedlungsstrukturen: Überbauung und
Zersiedelung des Schweizer Bodens hal-
ten auf Kosten der Umwelt und des
Wohlbefindens des Menschen unvermin-
dert an. Vor allem in langfristiger Per-
spektive stellt sich die Frage nach den
Grenzen des Wachstums. Akzentuiert
wird diese Problematik dadurch, dass die
bisherige Planungspolitik in Bezug auf
das Zusammenwirken von Siedlungs-
struktur und Verkehrsaufkommen einen
Teufelskreis in Gang gesetzt hat, der nicht
so leicht zu bremsen ist.

• Gefährdete regionale Solidarität:
Liberalisierung, verstärkter Wettbewerb
und wirtschaftlicher Strukturwandel las-
sen die Kluft zwischen prosperierenden
und verlierenden Regionen grösser wer-
den. Herkömmliche Mechanismen, nach
denen beispielsweise vom Staat erbrach-
te Leistungen mit Rücksicht auf den re-
gionalen Ausgleich automatisch erbracht
wurden, entfallen. Die Raumordnungs-
politik sollte ein räumliches Monitoring
über die Auswirkungen der Marktöff-
nungen aufbauen und zusammen mit
den Sektoralpolitiken auf die Sicherstel-
lung der Grundversorgung und des na-
tionalen Ausgleichs hinwirken. In städti-
schen Räumen sollte die Agglomerati-
onspolitik zur Stärkung und Erneuerung
der Städte weiterentwickelt werden.

• Der Landschaftsraum unterliegt
durch De-Agrarisierung und Freizeit-
aktivitäten einem starkem Wandel:
Die Öffnung des Agrarmarkts erhöht den
Druck auf die Schweizer Landwirtschaft.
Immer mehr Flächen werden extensiver
oder gar nicht mehr bewirtschaftet. Auf
der anderen Seite nehmen die Freizeitak-
tivitäten in der Natur zu. Beide Effekte
führen zu einer deutlichen Umgestaltung

des Landschaftsraums. Auf diesem Hin-
tergrund ist in der Regionalpolitik und in
der Raumplanung eine kohärente Ent-
wicklungsstrategie für den ländlichen
Raum erforderlich. Das bestehende «in-
strumentelle Flickwerk» mit zahlreichen
regionalpolitischen Instrumenten, der
Landwirtschaftspolitik, der Finanzpolitik
etc. sollte durch verstärkte Koordination
und Abstimmung überwunden werden.

Verkehrspolitik: nach
wie vor im Zeichen
wachsender Mobilität

Die Verkehrspolitik des Bundesrats orien-
tiert sich ebenfalls an den Zielen der nach-
haltigen Entwicklung. Sie soll der Bevöl-
kerung und Wirtschaft moderne Infra-
strukturdienstleistungen möglichst effizi-
ent sicherstellen und dabei die natürli-
chen Lebensgrundlagen schützen. Der
Zugang zu diesen Dienstleistungen soll al-
len Bevölkerungskreisen und Landestei-
len zu vergleichbaren Bedingungen er-
möglicht werden.

Besonders relevant aus Sicht der
nachhaltigen Entwicklung sind die Be-
gleitwirkungen des Verkehrs: Klima, Ar-
tenvielfalt, Boden und Landschaftsräume
werden durch Emissionen oder durch die
Zersiedlung und Zerschneidung von Le-
bensräumen stark berührt. Die Gesund-
heit der Menschen wird durch eine immer
noch hohe Anzahl von Unfällen und
durch Immissionen (Luft, Lärm) beein-
trächtigt. Auf wirtschaftlicher Seite hat
die Verkehrspolitik einen massgeblichen
Einfluss auf die volkswirtschaftlich effi-
ziente Erbringung von Verkehrsleistun-
gen, welche wiederum sowohl die Wett-
bewerbsfähigkeit der Schweizer Wirt-
schaft als auch die Umweltqualität beein-
flussen. 

In den 90er Jahren wurden einige
Schritte im Sinne einer nachhaltigkeitsori-
entierten Verkehrspolitik unternommen:
• Der öffentliche Verkehr wurde gestärkt

und zwar nicht nur in den grösseren
Zentren, sondern auch in den abgele-
generen Regionen. Das Bewusstsein für
die Bedeutung und die Potenziale des
Langsamverkehrs ist gestiegen.3

• Langfristige Infrastrukturprojekte wie
die Bahn 2000 und die Neat wurden an
die Hand genommen. Diese schaffen
die Grundlagen, um den Personen-
und Güterverkehr verstärkt auf die
Bahn umlagern zu können. 

• Zusammen mit der Bahnreform und
dem Eisenbahngesetz wurden damit
die Grundlagen für eine effizientere,
umweltschonendere und europakom-
patiblere (Güter-) Verkehrspolitik ge-
schaffen.

Trotzdem bleibt die Würdigung der
Schweizer Verkehrspolitik auf dem Hin-
tergrund der Nachhaltigkeit zwiespältig.
Die Fortschritte, welche die Förderung
des öffentlichen Verkehrs erzielt, werden
jeweils durch das generelle Verkehrs-
wachstum zunichte gemacht. So sind die
verkehrsbedingten Umweltbelastungen
je nach Emissionsart insgesamt nur leicht
gesunken, teilweise sogar noch weiter
angestiegen (zum Beispiel CO2). Die ge-
genwärtige Verkehrssituation beschleu-
nigt ihrerseits weiterhin die Suburbanisie-
rung sowie die Überbauung und Zersied-
lung der Landschaft. Ernsthafte Mass-
nahmen zur Reduktion des fossilen Ener-
gieverbrauchs im Verkehr, insbesondere
auf dem Hintergrund des Kyoto-Proto-
kolls, wurden keine ergriffen und sind
auch keine in Sicht. Die allenfalls bevor-
stehende CO2-Abgabe wird den motori-
sierten Privatverkehr zwar etwas verteu-
ern, wie stark, ist aber noch offen. Beim
Luftverkehr folgt die Politik noch immer
der Wachstumspolitik der 70er Jahre. 

Auf der anderen Seite bleibt die Pro-
duktivität (Umwelt, Auslastung, Finan-
zen) des öffentlichen Verkehrs noch im-
mer ungenügend und stellt eine grosse fi-
nanzielle Belastung dar. Die Bahnreform
bildet einen guten Ansatz, weitere Schrit-
te müssen folgen. Zusammenfassend las-
sen sich für die Zukunft folgende drei
Hauptstossrichtungen für eine nachhalti-
ge Verkehrspolitik formulieren:

• Umwelt- und gesundheitsschonen-
de Verkehrspolitik: Die Mobilitätsbe-
dürfnisse wachsen weiter an und drohen
die Umweltbelastungen noch weiter zu
verschärfen. Die bisherigen Massnahmen
zielten darauf ab, das Angebot des öf-
fentlichen Verkehrs zu verbessern. Ange-
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sichts des Mobilitätsdrucks reicht dies
nicht aus, um die Verkehrsbelastung auf
ein nachhaltiges Mass zu reduzieren.
Grundsätzliche Weichenstellungen, wie
mit dem wachsenden Mobilitätsdruck
umgegangen werden soll, sind vorzu-
nehmen («bauen, stauen oder dämp-
fen?»). Mit Avanti, Bahn 2000, Swissme-
tro, Flughafenausbauten etc. stehen in
den nächsten Jahren entsprechende
Grundsatzentscheide an. Im Weiteren ist
die Kostenwahrheit im Verkehr voranzu-
treiben. Mit marktwirtschaftlichen Anrei-
zen wie CO2-/Energieabgaben, Road Pric-
ing und Parkplatzbewirtschaftung sowie
Verbrauchsvorschriften sind der umwelt-
belastende Verkehr zu bremsen und um-
weltschonendere Systeme zu fördern. Die
Zusammenhänge zwischen dezentraler
Siedlungsstruktur und (mehr und teure-
rem) Verkehr sind zu thematisieren. Die
Verkehrs- und Raumordnungspolitik ist
stärker zu koordinieren. Gemeinsam sol-
len Strategien zur Eindämmung der Über-
bauung und Zersiedlung und zur Verbes-
serung des Wohnumfeldes, insbesonde-
re in den Kernstädten, ergriffen werden.
Ein spezielles Augenmerk gilt auch dem
kräftig wachsenden Freizeitverkehr. In
diesem Sinn ist auch eine übergreifende

Mobilitätspolitik zu entwickeln, welche
den langfristigen Wertewandel hin zu ei-
nem umweltschonenderen Mobilitätsver-
halten unterstützt. 

• Effizientes und sozialverträgliches
Verkehrssystem: Liberalisierungen, De-
regulierungen und Privatisierungen im In-
frastruktursektor können Produktivität,
Wettbewerbsfähigkeit und Wohlstand
steigern helfen. Andererseits birgt die Li-
beralisierung Gefahren: Verschärfung des
Arbeits- und Konkurrenzdrucks unter den
Beschäftigten, Entlassungen, regionale
Ungleichgewichte und Gefährdung der
Grundversorgung. Die Politik ist heraus-
gefordert, eine ganzheitliche Liberalisie-
rungspolitik zu entwickeln, welche unter
anderem auch die sozialen und regional-
wirtschaftlichen Konsequenzen der Ver-
kehrsmarktliberalisierung einbezieht und
negative Effekte abfedert. 

• Nachhaltige, langfristig tragbare
Bewirtschaftung der Verkehrsinfra-
struktur: Die Schweiz hat in den letzten
Jahrzehnten eine hervorragende Bahn-
und Strasseninfrastruktur aufgebaut. Ei-
nige dieser Anlagen sind in die Jahre ge-
kommen. Nun besteht die Gefahr, dass

die bestehenden Anlagen aus Kostenü-
berlegungen ungenügend erneuert wer-
den, während gleichzeitig neue Vorha-
ben den öffentlichen Haushalt belasten.
Der «Verkehrsinfrastrukturpark» sollte
aus langfristiger Optik optimal bewirt-
schaftet und weiter entwickelt werden,
damit er für die nachfolgenden Genera-
tionen nicht zur Hypothek wird. ■■

Anmerkungen
1 Arbeitsgemeinschaft MAUCH Consulting

(MC)/INFRAS/Ernst Basler + Partner AG (ebp):
Samuel Mauch, Ursula Mauch (MC), Tho-
mas von Stokar, Rolf Iten, Susanne Stern (IN-
FRAS), Thomas Schneider (ebp); Politik der
nachhaltigen Entwicklung in der Schweiz:
Standortbestimmung und Perspektiven, In-
terdepartementaler Ausschuss Rio/DEZA,
April 2001

2 Gemäss dieser Definition ist eine Entwick-
lung nachhaltig, «...wenn sie gewährleistet,
dass die Bedürfnisse der heutigen Generati-
on befriedigt werden, ohne die Möglichkei-
ten künftiger Generationen zur Befriedi-
gung ihrer eigenen Bedürfnisse zu beein-
trächtigen».

3 Das ASTRA schuf Anfang 2000 eine Fach-
stelle für Langsamverkehr.
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Flächenverbrauch und Mobilität – Pro-
blembereiche aus Sicht der Nachhaltig-
keit
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